Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Begleitetes Besuchsrecht, Kompetenzen von Beiständin und Vormundschaftsbehörde

Problem- und Fragestellung

Ich habe zwei Fragen zur Festlegung des Besuchsrecht:

Situation 1
Ich bin als Beiständin eingesetzt zur Überwachung des Besuchsrechtes (ZGB 308 Abs 2). Die Eltern waren nicht verheiratet und ein Besuchsrecht wurde bisher nicht festgelegt. Die Anerkennung und eine Unterhaltsregelung besteht, jedoch wurde sie nach deutschem Recht festgelegt (recht bescheidene Zahlungen im Vergleich zur schweizerischen Praxis).

Die Mutter will dem Vater kein Besuchsrecht gewähren und auch die bestehende Beistandschaft wieder aufheben.

Die Festlegung des Besuchsrecht ist nach Gesetz Aufgabe der Vormundschaftsbehörde.

Wie ist die Vorgehensweise nun in der Praxis in einem solchen Fall aus ?

Muss die Vormundschaftsbehörde zuerst ein Besuchsrecht festlegen und erst dann die Beistandschaft zur Begleitung an mich als Beiständin weitergeben ?

Oder muss ich als Beiständin einen Vorschlag für ein Besuchsrecht mit den Eltern ausarbeiten  und diesen von der Vormundschaftsbehörde bewilligen lassen ?

Sind auch beide Vorgehensweisen möglich ?

Was könnte unternommen werden, wenn die Mutter ihre Mitarbeit verweigert (was in diesem Fall anzunehmen ist) ?

Situation 2
Ich bin Beiständin von zwei kleinen Kindern (10 Monate und 3 1/2 Jahre) nach ZGB 308 und 310, welche an zwei verschiedenen Orten plaziert wurden.

Es geht darum ein Besuchsrecht für die Mutter festzulegen.

Was liegt dabei in meiner Zuständigkeit und was in der Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde ?

Wie ist die konkrete Vorgehensweise ?

Gleiche Fragestellung wie oben: Muss die Vormundschaftsbehörde ein Besuchsrecht festlegen oder kann sie mich beauftragen diesen Vorschlag auszuarbeiten und dann zur Bewilligung der Vormundschaftsbehörde vorzulegen ?

Ich gehe auch davon aus, dass sich die Situation auch immer wieder verändert. Wie ist die Vorgehensweise, um dann eine bestehende Besuchsregelung auch immer wieder der aktuellen Situation anzupassen ?

Falls es dazu auch entsprechende Literatur gäbe, wäre ich sehr froh um einen Hinweis.

Erwägungen

Situation 1

Das Recht auf persönlichen Verkehr zwischen Kind und Eltern ist kein Gnadenakt der Behörden oder des sorgeberechtigten Elternteils, sondern ein fundamentales Menschenrecht, international verankert in Art. 8  Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und Art. 9 Abs. 3 des UNO-Übereinkommens über die Rechte des Kindes (UN-KRK) und im nationalen Recht verankert in Art. 14 BV sowie Art. 273 ZGB. Sowohl das Kind als auch der nicht obhutsberechtigte Elternteil haben Anspruch darauf, dass dieses Recht respektiert wird, können es behördlich festlegen (Art. 273 Abs. 3 ZGB) und unter Wahrung des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes auch durchsetzen lassen. Solange behördlich keine Verfügung erlassen wurde, kann der persönliche Verkehr nicht gegen den Willen der Person ausgeübt werden, welcher die elterliche Sorge oder Obhut zusteht (Art. 275 Abs. 3 ZGB). Damit ergibt sich in der Regel auch kein Sinn, eine Besuchsrechtsbeistandschaft anzuordnen, wenn das auszuübende Recht zeitlich nicht definiert ist. Im vorliegenden Fall kommt es auf die Auftragserteilung an: Hat die Vormundschaftsbehörde Sie als Beiständin eingesetzt, um die Beziehungen unter den Beteiligten zu klären und die Interessen des Kindes zu wahren (die beispielsweise darin bestehen könnten, zugunsten des Kindes gegenüber einem wenig interessierten, aber für die gedeihliche Entwicklung des Kindes wichtigen Vater ein Besuchsrecht aufzubauen), kann ihre Aufgabe darin bestehen, der Vormundschaftsbehörde einen Besuchsregelungsvorschlag zu unterbreiten. Wenn Sie aber keinen derartigen (oder ähnlich formulierten) Auftrag haben, empfiehlt es sich, der Vormundschaftsbehörde die Ausarbeitung eines Vorschlages zu überlassen und keine Rollenkonfusionen zu erzeugen. Grundsätzlich sollte zwischen abklärendem und vollziehendem Organ unterschieden werden, d.h. die VB die Abklärung und Verfügung treffen, die Erziehungsbeiständin (soweit möglich) den Vollzug sicherstellen können. Von den Vormundschaftsbehörden sollten zudem keine Aufträge ausgehen, welche weder für die Beiständin noch für die betroffenen Eltern und das (urteilsfähige) Kind klar nachvollziehbar und vom Handlungsspielraum her klar beschränkt sind. Ungesetzliche oder nicht nachvollziehbare Aufträge dürfen an die Behörde zurückgegeben werden.
So wie ich – aufgrund der wenigen Informationen – den Fall einschätze, sollte zuerst das Besuchsrecht festgelegt und gestützt darauf Ihr allfälliger Auftrag als Beiständin formuliert werden.

Situation 2

Das Besuchsrecht von fremdplatzierten Kindern muss auch auf die Bedürfnisse des Pflegeplatzes Rücksicht nehmen. Deshalb treten behördliche oder gerichtliche (im Rahmen von Scheidungs-, Trennungs- oder Eheschutzverfahren) Anordnungen gegenüber Abmachungen mit Pflegeeltern oder Besuchsordnungen von Heimen oder Anstalten zurück (C. Hegnauer, Grundriss des Kindesrecht, 5. Auflage, Rz 19.15). In Ihrem Fall richten sich die Besuchsregelungen demnach nach den Bedinugngen des Pflegeplatzes. Nehmen diese nicht auf die berechtigten Bedürfnisse der Beteiligten Rücksicht, dürfte es sich um einen ungeeigneten Pflegeplatz handeln. Auch hier richtet sich Ihr Auftrag nach dem Wortlaut des Vormundschaftsbehördebeschlusses. Eigene Befugnisse kann sich die Beiständin nicht aneignen. Gibt der Wortlaut des VB-Beschlusses diesbezüglich nichts her, ist er von der VB zu ergänzen, d.h. nachzubessern. Selbstverständlich können sich die Interessierten gegen derartige Auftragserteilungen jeweilen mittels Vormundschaftsbeschwerde an die Aufsichtsbehörden wenden.

Sie finden zu diesem Thema ein relativ umfassendes Schrifttum: Nebst dem oben erwähnten Grundriss verweise ich auf das Generalregister der ZVW 1986-1998, welches auf 41 Beiträge hinweist, dann finden Sie in der ZVW 1999 weitere 5, in der ZVW 2000 ebenfalls 7, in der ZVW 2001 7 Verweise, darunter ein sehr interesanter Beitrag von Martin Stettler (S. 21 ff.).
Hinzuweisen ist im besonderen auf folgende Beiträge aus der ZVW 1998:

Stefan Blülle, Begleitetes Besuchsrecht, Indikationen, Entscheidungsprozesse, Gestaltung, S. 45

Christa Bally, Die Anordnung des begleiteten Besuchsrechts aus der Sicht der Vormundschaftsbeehörde, S. 1

Albert Guler, Koordination in der Betreuung auffälliger Familien durch Behörden und Institutionen, S. 92

Heinz Hausheer, Die drittüberwachte Besuchsrechtsausübung, S. 17

Cyril Hegnauer, Vormundschaftsbehörde und persönlicher Verkehr, S. 169, 252

HSA Luzern

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter

8.7.2002
Nachtrag:

Ich möchte nochmals zwei Rückfragen stellen:

Wenn ich es richtig verstanden habe, ist mein Aufgabenbereich sehr stark abhängig von der Formulierung des Auftrages der VB.

Es ist also möglich, dass ich den Auftrag bekomme, die Verhältnisse zu klären und dann einen Vorschlag für das Besuchsrecht der VB unterbreite.

Unter Berücksichtigung einer  Rollenkonfusion ist diese Vorgehensweise aber nicht unbedingt zu empfehlen. Im Grundsatz ist die VB zuständig für die Festlegung des Besuchsrechtes und die Beiständin für den Vollzug.

 

Ein Missverständnis hat sich bei der Beschreibung der ersten Situation eingeschlichen: Es handelt sich nicht um eine Anordnung eines begeleiteten Besuchsrechtes, sondern einfach um eine Überwachung des Besuchsrechtes allgemein. Ich gehe aber davon aus, dass dies Ihre Antwort nicht verändert (Festlegung des Besuchsrechtes ist im Grundsatz Aufgabe der VB.)

Antwort: 

Die zitierten Beiträge zum begleiteten Besuchsrecht enthalten viel Grundsätzliches und schienen mir deshalb geeignet für Ihre Problemstellung und für die Beantwortung der damit zusammenhängenden Fragen. Natürlich ist der Grundriss zum Kindesrecht (5. Auflage) von Cyril Hegnauer immer ein probater Helfer. Sie finden dort auf den Seiten 126 und 127 ein reichhaltiges Schrifttum zum persönlichen Verkehr. Für Sie von besonderem Interesse könnte dabei der Beitrag von Cyril Hegnauer in der ZVW 1998 S. 169 ff. sein (Vormundschaftsbehörde und persönlicher Verkehr. Ein Überblick). In einem neueren Beitrag von Christoph Häfeli in der ZVW 2001 S.  111 ff., insbesondere S. 121, finden Sie ebenfalls etwas zu Ihrer Fragestellung.

Zu Ihrem Fall: Ich teile Ihre Meinung hinsichtlich Aufgabenteilung, die tatsächlich verfügbaren personellen und organisatorischen Ressourcen der VB setzen hier aber einfach oft faktische Schranken. Zur Besuchsrechtsregelung in Zusammenhang mit einem Obhutsentzug habe ich Ihnen im Übrigen den Grundriss Hegnauer zitiert (Rz 19.15). Zum Fall 2: Nach Hegnauer gehen Anordnungen der Heime und Bedingungen der Pflegeeltern den behördlichen Anordnungen vor. Der Beiständin könnte dagegen die Kompetenz nicht übertragen werden, das Besuchsrecht jeweilen den neuen Gegebenheiten anzupassen.

Kurt Affolter, Dozent/Projektleiter,8.7.2002
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